
Bundessozialgericht

2 RU 39/85 Im Namen des Volkes

Urteil
Verkündet am
26. September 1986

in dem Rechtssheh

once-u...... ooooooooooooooo .ooo-ooc-ooouotoc’

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: .......... .......... ‚

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ......... .......... ..

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 26. September 1986 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

15. Mai 1985 geändert. Die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 14. März 1984

wird in vollem Umfang zurückgewiesen.
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G r ü n d e

Der Kläger hatte am 19. November 1981 einen Arbeitsunfall er—

litten, durch dessen Folgen er nach ärztlicher Ansicht (Stel-

lungnahme des Dr. L. vom 11. November 1982) seinen Beruf

als Zimmermann nicht mehr ausüben kann. Die Beklagte bat darauf-

hin das Arbeitsamt E. am 17. Januar 1983 um einen Ein—

gliederungsvorschlag für den Kläger. Nach Einholung eines ar-

beitsamtsärztlichen Gutachtens vom 20. Juli 1983 und eines ar-

beitsamtspsychologischen Gutachtens vom 3. August 1983 fand beim

Arbeitsamt E. am 6. September 1983 eine Arbeitsberatung

statt. Daran nahmen neben dem Kläger und seiner Ehefrau der Ar-

beitsberater des Arbeitsamts und der Berufshelfer der Beklagten

teil. Hierbei wurde dem Kläger die Umschulung zum Büropraktiker

unter Vorschaltung eines Rehabilitations—Vorbereitungslehrganges

vorgeschlagen. Wörtlich heißt es im Eingliederungsvorschlag des

Arbeitsamts E. vom 19. September 1983: "1.9.
... Der

Behinderte entschloß sich für die Teilnahme an der vorgeschlage-

nen berufsfördernden Maßnahme. Die Leistungen und das weitere

Verfahren wurden ihm aufgezeigt. 2. ... Die Maßnahme sollte bei

der Stiftung G. —Sch. in Hamburg durchgeführt werden." Die

Beklagte stimmte dem Eingliederungsplan zu und meldete den Kläger

am 22. September 1983 bei der Stiftung G. —Sch zur Vor—

schulung ab 1. November 1983 an. Mit Bescheid vom 28. September

1983 teilte die Beklagte dem Kläger mit, daß er vom 1. November

1983 an für ihre Rechnung an einem Vorbereitungslehrgang zum Bü-
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ropraktiker teilnehme. Ferner bewilligte die Beklagte dem Kläger

ab 1. November 1983 Übergangsgeld von kalendertäglich 73,05 DM

(80 % des kalendertäglichen Verletztengeldes von 91,32 DM). Der

Kläger nahm am 1. November 1983 die Vorschulung zum Büroprakti-

ker auf, an die sich ab 1. Februar 1984 die Ausbildung zum Bü—

ropraktiker anschloß. Wegen Erkrankung des Klägers wurde die

Ausbildung mit dem 14. September 1984 beendet. Die Beklagte ge—

währte dem Kläger, wie schon vor dem 1. November 1983, Verletz—

tengeld. Ab 1. Dezember 1984 erhält der Kläger Verletztenrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 50 V.H. (Be—

scheid vom 28. Januar 1985, vom Kläger mit Widerspruch ange—

fochten).

Den Bescheid vom 28. September 1983 hat der Kläger beim Sozial-

gericht (SG) Itzehoe mit der Klage angefochten und geltend ge—

macht, daß die Beklagte ihre Anhörungspflicht verletzt habe. Er

hat beantragt, den Bescheid vom 28. September 1983 aufzuheben.

Das SG hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 14. März 1984), weil

eine Pflicht zur Anhörung des Klägers gemäß % 24 des Sozial—

gesetzbuches - Verwaltungsverfahren - (SGB X) nicht bestanden

habe, der Kläger aber auch im Rahmen des Beratungsgespräches beim

Arbeitsamt E. darauf hingewiesen worden sei, daß ihm an-

stelle des Verletztengeldes Übergangsgeld gezahlt werde. Auf die

Berufung des Klägers hat das Schleswig—Holsteinische Landessc—

zialgericht (LSG) das erstinstanzliche Urteil geändert und den

Bescheid der Beklagten vom 28. September 1983 insoweit aufgeho—

ben, als er die Gewährung von Übergangsgeld betrifft (Urteil vom

15. Mai 1985). Durch die Gewährung von Übergangsgeld anstelle
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des Verletztengeldes sei eine Sozialleistung herabgesetzt worden,

was eine vorherige Anhörung nach % 2ü Abs 1 SGB X erfordere. Das

Beratungsgespräch am 6. September 1983 habe eine formelle An—

hörung nicht ersetzt. Das Gespräch sei vom Arbeitsamt durchge—

führt worden und nicht von der Beklagten. Die Anhörung müsse je-

doch der Leistungsträger vornehmen. Auch seien dem Kläger nur die

Leistungen und das weitere Verfahren aufgezeigt worden. Eine An-

hörung müsse die Leistungsherabsetzung genau angeben, damit sich

der Betroffene in einer ihm eingeräumten angemessenen Frist dazu

äußern könne. Dazu sei erforderlich, daß ihm die genauen zu er—

wartenden Beträge mitgeteilt werden, so daß ihm die Überprüfung

der Höhe möglich sei. Die Beklagte habe nicht vorgetragen, daß

sie dem Kläger die Leistung, die zu erwarten gewesen sei, genau

mitgeteilt habe. Zudem habe die Beklagte dem Kläger auch keine

genau bezeichnete Äußerungsfrist eingeräumt. Bei dem Wegfall des

Verletztengeldes infolge der Gewährung von Ubergangsgeld handele

es sich nicht um eine ohne weiteres kraft Gesetzes eintretende

Folge, bei der eine Anhörung entbehrlich wäre. Vielmehr beruhe

der Wegfall des Verletztengeldes auf einer Entscheidung der Be—

klagten, nämlich dem Beginn der Rehabilitationsmaßnahme.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesentli-

chen wie folgt begründet: Eine Anhörung des Klägers gemäß 5 2“

Abs 1 SGB X sei nicht erforderlich gewesen, da das Verletztengeld

kraft Gesetzes weggefallen sei. Das Gesetz knüpfe die Gewährung

des (geringeren) Ubergangsgeldes an die Durchführung von Maßnah—
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men der Berufshilfe. Der Kläger sei zur Teilnahme an der Rehabi—

litationsmaßnahme verpflichtet gewesen und habe sich mit ihr

ausdrücklich einverstanden erklärt. Zudem sei auch eine ord—

nungsgemäße Anhörung durchgeführt worden. Ein besonderes Verfah—

ren sei für die Anhörung nicht vorgeschrieben. Daher könne auch

mündlich angehört werden, wobei eine besondere Anhörungsfrist

nicht erforderlich sei, wenn alle entscheidungserheblichen Tat-

sachen mit dem Betroffenen erörtert worden seien. Die Arbeitsbe—

ratung beim Arbeitsamt E. am 6. September 1983, an der ua

der Berufshelfer der Beklagten teilgenommen habe, sei als An—

hörung gemäß 5 2“ Abs 1 SGB X anzusehen, zumal da dem Kläger die

Leistungen aufgezeigt worden seien. Wenn dies nach Meinung des

LSG nicht ausreichend sei, hätte es die am Beratungsgespräch be-

teiligten Personen über den genauen Inhalt der Beratung als

Zeugen vernehmen müssen. Bei Durchführung der Beweisaufnahme

hätte sich ergeben, daß der Kläger, insbesondere durch den Be-

rufshelfer der Beklagten, darüber belehrt werden sei, daß während

der beruflichen Rehabilitationsmaßnahme nicht mehr Verletzten-

geld, sondern Übergangsgeld gezahlt werde und daß die Höhe des

Ubergangsgeldes (damals) nur 80 V.H. des Verletztengeldes be—

trage. Das sei ausreichend.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Schleswig-Holsteinischen

LSG vom 15. Mai 1985 aufzuheben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil

des SG Itzehoe vom 14. März 1984 zurückzuweisen.
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Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Er trägt vor, daß eine Anhörung erforderlich gewesen sei, weil

die Beklagte insofern in seine Rechte eingegriffen habe, als ihm

anstatt des Verletztengeldes das niedrigere Ubergangsgeld gewährt

worden sei. Es habe sich vorliegend auch um keinen sogenannten

Wegfalltatbestand gehandelt, denn während der Gewährung von

Ubergangsgeld ruhe der Anspruch auf Verletztengeld lediglich.

Hinzu komme, daß auch bei der Gewährung von Berufsbilfemaßnahmen

Verletztengeld zu zahlen sei, wenn diese in einer Einrichtung der

medizinisch-beruflichen Rehabilitation erfolge und gleichzeitig

Maßnahmen der Heilbehandlung erbracht würden. Die Anhörung wäh—

rend des Beratungsgespräches sei nicht ausreichend gewesen. Er

sei nicht darauf hingewiesen worden, daß das Ubergangsgeld 80 %

des Verletztengeldes betrage. Auch sei ihm keine Äußerungsfrist

eingeräumt worden. Dies sei auch bei einer mündlichen Anhörung

erforderlich, damit der Betroffene die Möglichkeit habe, die

rechtliche Lage mit einem Dritten zu erörtern, um eine sachge—

rechte Stellungnahme abgeben zu können.

II.

Die Revision der Beklagten ist begründet.

Das LSG hat den Bescheid der Beklagten vom 28. September 1983 zu

Unrecht aufgehoben, soweit dieser die Gewährung von Ubergangsgeld
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betrifft. Der Senat braucht nicht abschließend zu entscheiden, ob

die Beklagte überhaupt verpflichtet war, den Kläger vor Erlaß der

Bescheide gemäß 5 2a Abs 1 SGB X (bis zum 31. Dezember 1980 $ 39

Abs 1 SGB I, gestrichen durch Art II 5 28 Ab 1 SGB X) anzuhören.

Denn sofern eine solche Verpflichtung bestanden haben sollte, hat

die Beklagte ihr genügt.

Nach 5 24 Abs 1 SGB X ist, bevor ein Verwaltungsakt erlassen

wird, der in die Rechte eines Beteiligten eingreift, diesem Ge-

legenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen

Tatsachen zu äußern. Der Senat neigt dazu, im vorliegenden Fall

eine Verpflichtung der Beklagten zur Anhörung anzunehmen.

Die durch Bescheid vom 28. September 1983 ausgesprochene Gewäh-

rung einer Maßnahme der Berufsbilfe — Vorbereitungslehrgang zum

Büropraktiker (% 567 Abs 1 Nr 2 Reichsversicherungsordnung

-RVO—) — hatte für den Kläger zugleich den Anspruch auf Über—

gangsgeld (% 568 RVO idF des Art 19 Nr 21 des Haushaltsbegleit-

gesetzes 1983 vom 20. Dezember 1982 — BGBl I 1857, 1891) und den

Verlust des ihm zuvor gewährten Verletztengeldes ($ 560 RVO idF

des Art & S 1 Nr 7 des Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetzes

vom 22. Dezember 1981 - BGBl I 1H97, 1512) zur Folge. Das Ver—

letztengeld erhält der Verletzte ua nur, solange er keinen An—

spruch auf Ubergangsgeld hat (5 560 Abs 1 Satz 1 EVO). Insoweit

sprechen erhebliche Gründe dafür, daß die Gewährung einer Maß—

nahme der Berufsbilfe und von Übergangsgeld, das damals 80 vH des

Verletztengeldes betrug (% 568 Abs 2 Nr 1 RVO), einen Eingriff in

den vor Erlaß des Bescheides vom 28. September 1983 vorhandenen
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Rechtskreis bedeutet (vgl BSG SozR 1200 5 34 Nr 8; Grüner, SGB X

5 24 Anm IV.1 und 4), woraus sich die Verpflichtung zur Anhörung

des Klägers ergibt.

Die Anhörung gemäß % 24 Abs 1 SGB X ist kein besonderes Verfahren

innerhalb des Verwaltungsverfahrens des Unfallversicherungsträ—

gers und wie dieses auch kein förmliches Verfahren (5 5 9 SGB X;

BSG SozR 1300 $ 24 Nr 4; BSG USK 8250). Daher kann eine Anhörung

auch mündlich erfolgen, und zwar selbst dann, wenn der zu erlas—

sende Verwaltungsakt schriftlich erteilt werden muß (BSG USK

8250). Die regelmäßig im Verwaltungsverfahren und von der Stelle

durchzuführende Anhörung, die über den zu erlassenden Verwal—

tungsakt entscheidet (BSGE 44, 207, 208; USK 7827; SozR 1200 S 34

Nr 4), erfordert, daß dem Beteiligten die für die Entscheidung

erheblichen Tatsachen mitgeteilt werden oder ihm jedenfalls die

Möglichkeit gegeben wird, diese Tatsachen in Erfahrung zu bringen

(BSG SozR 1300 S 24 Nr 2). Da S 24 Abs 1 SGB X den für das so—

zialgerichtliche Verfahren geltenden Vorschriften nachgebildet

ist, wonach den Beteiligten vor jeder Entscheidung rechtliches

Gehör zu gewähren ist (% 62 Sozialgerichtsgesetz —SGG-) und das

Urteil nur auf Tatsachen und Beweisergebnisse gestützt werden

darf, zu denen sich die Beteiligten äußern konnten (% 128 Abs 2

SGG), legt % 24 Abs 1 SGB X den Sozialversicherungsträgern inso—

weit keine weitergehenden Pflichten auf, als sie in der Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts allgemein für die Gewährung

des rechtlichen Gehörs im gerichtlichen Verfahren gefordert wer—

den (BSG SozR 1300 $ 24 Nr 4). Die Verwirklichung des Anspruchs

auf rechtliches Gehör setzt daher eine aktive Beteiligung des
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Bürgers im eigenen Interesse voraus (BSG, SozR aaO Nr 6, BSG

Beschluß vom 23. Februar 1983 - 2 BU 109/82 —).

Bei der beruflichen Rehabilitation, wie sie hier vorgenommen

werden sollte, ist die Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit

zwingend vorgeschrieben (5 5 Abs “ des Rehabilitations-Anglei—

chungsgesetzes —RehaAnglG-) Sie ist im einzelnen (gestützt auf

5 5 Abs 4 RehaAnglG) durch die Gesamtvereinbarung über die Be—

teiligung der Bundesanstalt für Arbeit (3 BKK 1977, 189; Lauter—

bach/Watermann, Gesetzliche Unfallversicherung, 3. Aufl, 3 507

Anm 16d) geregelt. Entsprechend der Gesamtvereinbarung hat das

Arbeitsamt E. , um dem Rehabilitationsträger - hier der Be-

klagten — einen Eingliederungsvorschlag (% 3 der Gesamtverein-

barung) machen zu können, den Kläger durch seine Fachdienste

untersuchen und begutachten lassen (arbeitsamtsärztliches Gut—

achten vom 20. Juli 1983, arbeitsamtspsychologisches Gutachten

vom 3. August 1983) und gemäß 5 3 Abs 1 der Gesamtvereinbarung

am 6. September 1983 eine mündliche Beratung des Klägers unter

Beteiligung seiner Ehefrau und des Berufshelfers der Beklagten

durchgeführt (Gruppenberatung). Dabei wurde dem Kläger nicht nur

die Umschulung zum Büropraktiker unter Vorschaltung eines Reha-

bilitations-Vorbereitungslehrganges vorgeschlagen, sondern auch

aufgezeigt, welche Leistungen er zu erwarten hatte. Die Nieder—

schrift des Arbeitsamts E. läßt zwar nicht erkennen, was im

einzelnen dem Kläger über die zu erwartenden Geldleistungen ver-

mittelt worden ist, jedoch hat der Kläger sich dazu im sozial—

gerichtlichen Verfahren selbst geäußert. Im Schriftsatz vom

27. September 198“ hat er vorgetragen, er sei darauf hingewiesen

-'|O-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_1o_

worden, daß die während der Umschulung zu gewährende Leistung

unter der liege, die er im Zeitpunkt der Besprechung am 6. Sep—

tember 1983 beziehe. Die Höhe des Ubergangsgeldes richte sich

nach dem "Bundesgesetz", er müsse sich damit abfinden, weil nach

der neuen Regelung alle weniger bekommen würden.

Die unter Beteiligung der Beklagten durchgeführte Gruppenberatung

stellt rechtlich eine Anhörung gemäß 5 24 Abs 1 SGB X dar. Sie

hat dem Kläger, der mit seiner Ehefrau an der Gruppenberatung

teilgenommen hat, auch die Möglichkeit gegeben, sich über die

Höhe des für die Zeit der beruflichen Rehabilitation zu zahlenden

Ubergangsgeldes zu informieren. Es war nicht erforderlich, wie

der Kläger und das LSG meinen, daß ihm die Beklagte von sich aus

die genau zu erwartenden Beträge mitteilt. Seine insoweit man-

gelnde aktive Beteiligung zur Erlangung weiterer Informationen

hinsichtlich der Höhe des Ubergangsgeldes rechtfertigt nicht die

Rüge einer unzureichenden Anhörung durch die Beklagte.

Die Anhörung des Klägers erforderte auch nicht, daß ihm die Be-

klagte eine genau bezeichnete, angemessene Anhörungsfrist ein—

räumte. In 5 2M Abs 1 SGB X ist nicht vorgesehen, daß dem Betei-

ligten für seine Äußerung eine Frist zu setzen ist. Wie der Senat

bereits entschieden hat, bedarf es nicht des ausdrücklichen Hin-

weises durch den zur Anhörung Verpflichteten an den Beteiligten,

daß er sich äußern könne (BSG SozR 1300 % 2ü Nr M). In einem

solchen Fall kommt es lediglich darauf an, ob der Beteiligte bis

zum Erlaß der Entscheidung, die in seine Rechte eingreift, aus—

reichend Zeit hatte, sich die von ihm für erforderlich gehaltenen
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weiteren Informationen zu verschaffen und sich zu der beabsich-

tigten Maßnahme zu äußern. Nachdem der Kläger bei der Gruppen—

beratung am 6. September 1983 darüber unterrichtet worden war,

daß das ihm während der beruflichen Rehabilitation zu gewährende

Übergangsgeld niedriger sein würde als das bislang bezogene Ver-

letztengeld, hatte er bis zum Erlaß des Bescheides der Beklagten

vom 28. September 1983 drei Wochen lang Zeit, um sich bei der

Beklagten über die genaue Höhe des Ubergangsgeldes zu informieren

und dazu Stellung zu nehmen. Das war ausreichend. Der Kläger ist

jedoch untätig geblieben.

Da somit eine den Erfordernissen des S 29 Abs 1 SGB X entsprech-

ende Anhörung hinsichtlich des Ubergangsgeldes vor Erlaß des Be—

scheides vom 28. September 1983 stattgefunden hat, mußte das

Urteil des LSG geändert und die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG in vollem Umfang zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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